Strassenbahner Zürich

-n- Die ordentliche Herbstgeneralversammlung, die am 28. August stattfand, war von zirka 300 Mitgliedern besucht. Als  Behandlungsgegenstand  von  grossem Interesse  figurierte  die  Erledigung  des Antrages der Vorständeversammlung vom 7.  August  mit  einem  Zusatzantrag  des Zentralvorstandes  und des  Wiedererwä-

gungsantrages über den Beschluss der Generalversammlung vom 10. April, an welcher der Ausschluss des Mitgliedes G. zur Abstimmung gelangte und G. mit wenigen Stimmen zu seinen Gunsten im Verein bleiben konnte.
Nach Darbietung von zwei flott vorgetragenen Liedern durch den Strassenbahner-Männerchor und nach Bekanntgabe einiger geschäftlicher Mitteilungen begründete Präsident Fritz Lanz den Antrag des Zentralvorstandes.  Der heutige Konflikt sei zurückzuführen auf Meinungsdifferenzen die Krankenkasse betreffend und habe sich dann leider zu einem Gewerkschaftskonflikt herausgewachsen, der, wenn nicht ein befriedigendes Resultat erreicht werde, für die Gewerkschaft böse Folgen zeitigen müsste. Fritz Lanz führt aus, dass es mit dem Ausschluss G's nicht getan sei, man müsse eine andere Lösung suchen, eine Lösung, die bei-

den Parteien gerecht werde.  Als solche betrachte der Zentralvorstand die. Annahme seines Antrages, demzufolge die ganze Angelegenheit als im Stadium einer Vereinsstreitigkeit sich  befindend,  der  nächsten

Instanz, dem Verbändsvorstand, zuzuweisen sei. Diese Instanz (gemäß Art. 21 der Statuten) möge prüfen  und  dann  letztinstanzlich entscheiden. Finde diese Instanz dann,  G. sei auszuschließen,  so sei den Mitgliedern der Sektion Badenerstrasse, die diesen Ausschluss fordern, auch Recht geworden. Da von der Gegenpartei ebenfalls Ausschlussanträge gestellt seien, so sei eine erbitterte Diskussion und ein negatives Resultat in bezug auf Frieden zu erwarten. Fritz Lanz empfiehlt dringend die Annahme des Antrages des Zentralvorstandes.
Die Diskussion über dieses Traktandum dauerte zwei Stunden und endigte mit der Ablehnung des Zentralvorstandsantrages. Dieser vereinigte 76 Stimmen auf sich, dagegen wurden 186 Stimmen abgegeben;

der Wiedererwägungsantrag auf Ausschluss G's war demnach angenommen.  In der Diskussion zeigte sich sehr bald die herrschende Stimmung.  Jeder Versuch, diese Stimmung ändern zu wollen, wäre vollständig aussichtslos gewesen. Die Versammlung hatte für keinen anderen Gedanken mehr Raum, als für den: die einzige Gewähr für den Frieden ist der Ausschluss G's!  Die  bei der Ausschlussbegründung vorgebrachten Argumente wurden in der Folge dann auch als für einen Ausschluss schwerwiegend genug erachtet und G., nachdem er sich noch selbst verteidigt hatte, mit überwältigender Mehrheit aus dem Verein ausgeschlossen.  Die  anwesenden Genossen Rimathé und Allgöwer betonten die dringende Notwendigkeit des Ausschlusses G's; es gehe nicht an, dass wegen einem einzelnen der Friede gestört werde.  Die Begründung der von der Gegenpartei eingereichten Ausschlussanträge erfolgte nicht; der Sprecher dieser Partei verzichtete auf eine weitere Behandlung der Ausschlussanträge und erklärte als Protest gegen den Ausschluss G's den Austritt aus dem Verein, welchem Vorgehen noch einige andere Kollegen folgten.
Unterdessen war es 2 Uhr geworden, die Mitglieder drängten heim. Präsident Fritz Lanz hatte noch etwas mitzuteilen in eigener Sache und ersuchte um Ausharren. Seit einiger Zeit von verschiedenen Seiten

angegriffen, sah Fritz Lanz sich gezwungen, die Generalversammlung anzufragen, oh die Mitglieder es als notwendig erachten, ihn in seinem Amte zu ersetzen, wie es von gewisser Seite verlangt worden war, oder ob er das Zutrauen verdiene, weiter zu arbeiten. Lanz erklärt, er müsse sich klar sein, ohne das vollste Zutrauen seitens der Mitglieder könnte er nicht arbeiten.  Die Abstimmung zeitigte dann ein glänzendes Zutrauensvotum für den Präsidenten.
Der vorgeschrittenen Zeit halber konnte der Halbjahresbericht nicht mehr behandelt werden.   Auch  unter  „Verschiedenes" meldete sich niemand mehr zum Wort, so dass Präsident Lanz um 2 ¼ Uhr die

 Versammlung schließen konnte.
Hoffentlich ist damit nun endgültig der seit langen Monaten unsere Gewerkschaftsarbeit hemmende Zwist beseitigt.  Wenn einige Kollegen das Gefühl haben, es sei zu scharf geurteilt worden, so mögen sie sich als gute Soldaten dem Entscheide der Mehrheit fügen und denken, dass die Zeit alles wieder gut machen kann.   Aus persönlichen  Sympathien  oder  Antipathien dürfen sich in einer Gewerkschaft keine Gruppen bilden, sonst wird sie zu einem Nichts herabgedrückt, verliert allen Einfluss und wird zum Gespött der Gegner.
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